
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 6. Februar 2012 

 
 
 

Mandantenbrief Februar 2012 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 

 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Einkommensteuer 

· Gesetzgeber kassiert Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs: Kosten für berufliche Erstausbil-
dung und Erststudium nach Schulabschluss nur als Sonderausgaben abziehbar 

 
Umsatzsteuer 

· Grenze für Ist-Versteuerung wird dauerhaft bei 500.000 EUR belassen 

· Vorsteuerabzug bei Installation einer Photovoltaikanlage 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Februar und März 2012 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.2.20121 12.3.20121 
Umsatzsteuer 10.2.20122 12.3.20122 
Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung 10.2.2012 Entfällt 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritäts-
zuschlag 

Entfällt 12.3.2012 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 12.3.2012 

Ende der Schonfrist Überweisung3 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: Scheck4 

13.2.2012 15.3.2012 

7.2.2012 9.3.2012 

Gewerbesteuer 15.2.2012 Entfällt 
Grundsteuer 15.2.2012 Entfällt 
Ende der Schonfrist Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: Scheck4 

20.2.2012 
 

10.2.2012 

Entfällt 
 

Entfällt 
Sozialversicherung5 27.2.2012 28.3.2012 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfal-
lende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzufüh-
ren. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
3 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

4 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen 
worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabe-
termin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 23.2./26.3.2012) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Einkommensteuer 
Abziehbarkeit von Schuldzinsen als Werbungskosten hängt allein von der tatsächlichen Ver-
wendung des Darlehens ab 
Schuldzinsen sind nur dann als Werbungskosten abziehbar, wenn sie für ein Darlehen geleistet wor-
den sind, das durch die Einkünfteerzielung veranlasst ist. Maßgeblich ist die tatsächliche Verwendung 
der Darlehensmittel für ein bestimmtes Wirtschaftsgut. Die bloße gedankliche Zuordnung des Darle-
hens durch den Steuerzahler reicht nicht. Erwirbt ein Steuerzahler eine bestimmte Beteiligung zu-
nächst mittels eines Überziehungskredits, den er kurz darauf durch Eigenmittel vollständig zurück-
führt, fehlt für danach aufgenommene Darlehen der zum Schuldzinsenabzug erforderliche wirtschaftli-
che Zusammenhang mit dem Erwerb. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Gesetzgeber kassiert Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs: Kosten für berufliche Erstaus-
bildung und Erststudium nach Schulabschluss nur als Sonderausgaben abziehbar 
Der Bundesfinanzhof hatte in mehreren Entscheidungen die Aufwendungen für die berufliche Erst-
ausbildung und für ein Erststudium nach Schulabschluss zum Werbungskostenabzug zugelassen, 
wenn die Ausbildung bzw. das Studium der späteren Erwerbstätigkeit diente und die Aufwendungen 
von den Betroffenen (also z. B. nicht von den Eltern) selbst bezahlt wurden. 
Durch Änderung des Gesetzes sind die steuerzahlerfreundlichen Entscheidungen kassiert worden. 
Deshalb können Berufsausbildungskosten für die erstmalige Berufsausbildung oder für ein Erststudi-
um nur im Rahmen des Sonderausgabenabzugs berücksichtigt werden. Der Höchstbetrag wurde zum 
1.1.2012 von 4.000 EUR auf 6.000 EUR angehoben. 

Erbschaft kein kindergeldrechtlicher Bezug 
Verstirbt eines der Elternteile und erben die in Ausbildung befindlichen Kinder, so ist die Erbschaft bei 
der Ermittlung der kindergeldschädlichen eigenen Einkünfte und Bezüge des Kindes nicht zu berück-
sichtigen. 
Erbschaften gehören ebenso wenig wie die Unterhaltsleistungen der Eltern selbst zu den kindergeld-
schädlichen Einkünften und Bezügen. Auch Vermögensübertragungen von Eltern auf die Kinder sind 
bei der Ermittlung der Bezüge nicht mit zu berücksichtigen. 
Durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 ist ab 2012 die Einkünfte- und Bezügegrenze für volljäh-
rige Kinder entfallen. Kindergeld oder Kinderfreibeträge werden somit unabhängig von den eigenen 
Einkünften und Bezügen des Kindes gewährt. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Lohn und Gehalt 
Verpflichtung des Arbeitgebers zur Erteilung eines pflichtgemäßen qualifizierten Zeugnisses 
Haben sich ein Arbeitgeber und sein Arbeitnehmer in einem Prozessvergleich vor dem Arbeitsgericht 
darauf verständigt, dass der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer entsprechend einem vom Arbeitnehmer 
gefertigten Entwurf ein „pflichtgemäßes qualifiziertes Zeugnis“ erteilt, so braucht der Arbeitgeber den 
Entwurf des Arbeitnehmers nicht ohne jede Änderung zu übernehmen. Vielmehr darf der Arbeitgeber 
in einem solchen Falle prüfen, ob die von dem Arbeitnehmer vorgeschlagenen Formulierungen den 
Grundsätzen der Zeugniswahrheit und Zeugnisklarheit entsprechen. Soweit dies nicht der Fall ist, darf 
der Arbeitgeber den Entwurf abändern. Dies geht aus einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts 
hervor. 

Umsatzsteuer 
Grenze für Ist-Versteuerung wird dauerhaft bei 500.000 EUR belassen 
Einem Unternehmer, auch wenn er buchführungspflichtig ist, wird auf Antrag gestattet, die Umsatz-
steuer nicht nach vereinbarten (Soll-Versteuerung), sondern nach vereinnahmten Entgelten (Ist-
Versteuerung) zu berechnen, wenn sein Gesamtumsatz im vorangegangenen Kalenderjahr nicht mehr 
als 500.000 EUR betragen hat. Vorteil für den Unternehmer ist, dass er seine Umsätze erst bei Ein-
gang versteuern muss. Die Vorsteuer kann er dagegen abziehen, wenn eine ordnungsgemäße Rech-
nung vorliegt, auch wenn diese noch nicht bezahlt ist. 
Die Umsatzgrenze von 500.000 EUR war zum 1. Juli 2009 eingeführt worden und galt bis zum 
31. Dezember 2011. Diese Befristung ist nun dauerhaft aufgehoben worden. Beim Übergang auf die 
Ist-Versteuerung ist zu beachten, dass alle Umsätze erfasst werden. 



 
Vorsteuerabzug bei Installation einer Photovoltaikanlage 
Der Bundesfinanzhof hat in mehreren Entscheidungen zur Frage des Vorsteuerabzugs im Zusam-
menhang mit der Installation einer Photovoltaikanlage (PV-Anlage) Stellung genommen: 
Im ersten Fall hatte der Eigentümer eines Grundstücks an sein privat genutztes Haus einen Carport 
angebaut, der zum Unterstellen des privaten Pkw verwendet wird. Auf der Dachfläche des Carports 
installierte er eine PV-Anlage, mit der er Strom erzeugt, der an einen Energieversorger veräußert wird. 
Nach der Entscheidung des Bundesfinanzhofs darf der Eigentümer den Carport insgesamt seinem 
Unternehmen zuordnen mit der Folge, dass die gesamten auf die Errichtung des Carports und der PV-
Anlage entfallenden Vorsteuern abgezogen werden können. Voraussetzung ist, dass die unternehme-
rische Nutzung des gesamten Carports mindestens 10 % beträgt. Die unternehmerische Nutzung wird 
anhand eines Umsatzschlüssels ermittelt, bei dem ein fiktiver Vermietungsumsatz für den nichtunter-
nehmerisch genutzten inneren Teil des Carports einem fiktiven Umsatz für die Vermietung der Dach-
fläche an einen Dritten zum Betrieb einer PV-Anlage gegenübergestellt wird. Die private Verwendung 
des Carports unterliegt als unentgeltliche Wertabgabe der Umsatzsteuer. 
Hier hat sich die Gesetzeslage ab 2011 entscheidend verändert: 
Bei Baumaßnahmen nach dem 31.12.2010 kann nur noch die Vorsteuer aus der Errichtung der PV-
Anlage in voller Höhe abgezogen werden. Die auf die Herstellung des Carports entfallenden Vor-
steuern sind nur noch in Höhe des auf die unternehmerische Nutzung entfallenden Anteils abzugsfä-
hig. 
Im zweiten Fall hatte der Eigentümer einen Holzschuppen neu errichtet und auf diesem eine PV-
Anlage installiert. Der Holzschuppen selber wurde weder privat noch unternehmerisch genutzt. Anders 
als im „Carport-Fall“ konnte der Eigentümer den Holzschuppen auch in den Jahren vor 2011 nur in 
Höhe des unternehmerischen Nutzungsanteils seinem Unternehmen zuordnen. In Höhe dieses Nut-
zungsanteils kann er den Vorsteuerabzug aus den Herstellungskosten des Schuppens geltend ma-
chen. 
Im dritten Fall hatte der Eigentümer das Dach einer bestehenden, nicht genutzten Scheune neu ein-
decken lassen und anschließend auf der Südseite eine PV-Anlage errichtet. Der Bundesfinanzhof kam 
zu dem Ergebnis, dass der Eigentümer die auf die Neueindeckung des Dachs entfallende Vorsteuer 
im Verhältnis des unternehmerischen Nutzungsanteils an der gesamten Scheune abziehen kann. 
Hinsichtlich der Ermittlung des Nutzungsanteils im zweiten und dritten Fall gelten die Ausführungen 
zum „Carport-Fall“ entsprechend. 
 


